
 

 
  

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 9 SB 15/09 B 
 
L 11 SB 190/08 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 46 SB 2325/06 (SG Berlin) 
 
 
 
…………………………….., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………….., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Land Berlin, 
vertreten durch das Landesamt für Gesundheit und Soziales Berlin, 
Sächsische Straße 28, 10707 Berlin, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 
 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 13. Mai 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d   sowie die Richter   K r u s c h i n s k y 

und   Dr.  K n ö r r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 29.1.2009 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 29.1.2009 hat das Landessozialgericht (LSG) Berlin-Brandenburg einen An-

spruch der Klägerin auf Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzungen des Merkzeichens 

RF (Befreiung von der Rundfunkgebührenpflicht) verneint. Die Klägerin hat wegen der Nicht-

zulassung der Revision in diesem Urteil Beschwerde eingelegt, die sie auf die Zulassungs-

gründe der grundsätzlichen Bedeutung sowie des Verfahrensmangels stützt. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Ihre Begründung entspricht nicht den gesetz-

lichen Anforderungen (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). Die Klägerin hat die genannten Zulassungs-

gründe nicht ordnungsgemäß dargetan. 

 

Grundsätzliche Bedeutung iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG hat eine Rechtssache nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig 

ist. Ein Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berück-

sichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung und des Schrifttums angeben, welche 

Rechtsfragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung aus 

Gründen der Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung erforderlich ist, und dass das angestrebte 

Revisionsverfahren eine Klärung erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, 

muss der Beschwerdeführer mithin Folgendes aufzeigen: (1) eine bestimmte Rechtsfrage, 

(2) ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, (3)  ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit sowie (4) die 

über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung, also 

eine Breitenwirkung (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17; BSG SozR 1500 § 160a Nr 7, 13, 31, 

59, 65; BSGE 40, 158 = SozR 1500 § 160a Nr 11). 

 

Diesen Anforderungen genügt die vorliegende Beschwerdebegründung nicht, weil es die 

Klägerin bereits versäumt hat, eine bestimmte Rechtsfrage zu formulieren, der sie grundsätz-

liche Bedeutung beimisst.  

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde - wie vorliegend - darauf gestützt, dass ein Verfahrens-

mangel vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 

SGG), so müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels die diesen (vermeintlich) be-

gründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 

34, 36). Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des 

LSG ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, dass 

also die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 

36). Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel 

allerdings nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines bestimmten Arztes) und 128 

Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 SGG 
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(Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen 

Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Diesen 

Kriterien hat die Klägerin nicht hinreichend Rechnung getragen.  

 

Die Klägerin behauptet allein einen Verstoß gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht 

(§ 103 SGG). Im Hinblick auf § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG müsste die Beschwerde-

begründung insoweit folgende Punkte enthalten: (1) Bezeichnung eines für das 

Revisionsgericht ohne Weiteres auffindbaren, bis zuletzt aufrechterhaltenen Beweisantrages, 

dem das LSG nicht gefolgt ist, (2) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, aufgrund deren 

bestimmte Tatfragen als klärungsbedürftig hätten erscheinen müssen, (3) Darlegung der von 

dem betreffenden Beweisantrag berührten Tatumstände, die zu weiterer Sachaufklärung Anlass 

gegeben hätten, (4) Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen Beweis-

erhebung, (5) Schilderung, dass und warum die Entscheidung des LSG auf der angeblich 

unterlassenen Beweisaufnahme beruhen könne, das LSG mithin bei Kenntnis des behaupteten 

Ergebnisses der unterlassenen Beweisaufnahme von seinem Rechtsstandpunkt aus zu einem 

anderen, für den Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis hätte gelangen können (vgl BSG 

SozR 1500 § 160 Nr 5, 35, 45 und § 160a Nr 24, 34). Diesen Erfordernissen ist die Klägerin 

nicht gerecht geworden. Es fehlt bereits an der hinreichenden Bezeichnung eines vor dem LSG 

gestellten Beweisantrages. 

 

Zwar hat die Klägerin auf ihre Anträge in den Schriftsätzen vom 10.9.2008 und 28.10.2008 ver-

wiesen. Es kann offenbleiben, ob es sich dabei nach der Darstellung der Klägerin überhaupt um 

prozessordnungsgerechte Beweisanträge handelt. Da das LSG über die Berufung der Klägerin 

mit deren Einverständnis ohne mündliche Verhandlung entschieden hat, reicht nämlich der Hin-

weis auf schriftsätzlich gestellte Anträge schon im Ansatz nicht aus, um 

berücksichtigungsfähige Beweisanträge zu bezeichnen.  

 

Nach dem Sinn und Zweck des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist das Übergehen eines Beweisantrags 

nur dann ein Verfahrensmangel, wenn das LSG vor seiner Entscheidung darauf hingewiesen 

wurde, dass der Beteiligte die Amtsermittlungspflicht des Gerichts (§ 103 SGG) noch nicht als 

erfüllt ansieht (vgl ua BSG SozR 1500 § 160 Nr 67; SozR 3-1500 § 160 Nr 9, 29, 31 sowie Bun-

desverfassungsgericht <BVerfG> SozR 3-1500 § 160 Nr 6; Krasney/Udsching, Handbuch des 

sozialgerichtlichen Verfahrens, 5. Aufl 2008, IX. Kap, RdNr 130). Dem Beweisantrag soll eine 

Warnfunktion zukommen, die er nicht erfüllt, wenn er zwar in einem früheren 

Verfahrensstadium schriftsätzlich gestellt wurde, im Entscheidungszeitpunkt selbst aber nicht 

mehr erkennbar weiterverfolgt wird.  

 

Das von § 160 Abs 2 Nr 3 SGG vorausgesetzte Übergehen eines Beweisantrags liegt daher 

zumindest bei rechtskundig vertretenen Beteiligten nur vor, wenn der Beweisantrag in der ab-

schließenden mündlichen Verhandlung oder bei einer Entscheidung ohne mündliche Ver-
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handlung schriftsätzlich zu einem Zeitpunkt gestellt bzw wiederholt wurde, in dem feststand, 

dass das LSG von sich aus keine Ermittlungen mehr durchführen würde. Wenn ein Beteiligter, 

ohne den Beweisantrag zu wiederholen, sich mit einer Entscheidung ohne mündliche Verhand-

lung einverstanden erklärt bzw die Gelegenheit zur Anhörung gemäß § 153 Abs 4 Satz 2 SGG 

verstreichen lässt, muss er sich so behandeln lassen, als habe sich sein Beweisantrag erledigt 

(BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 20, 31; BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 11, 12, 13). Dass die Klägerin 

zugleich mit ihrer Einverständniserklärung zur Entscheidung ohne mündliche Verhandlung 

(§ 124 Abs 2 SGG) einen Beweisantrag gestellt bzw wiederholt habe, hat sie nicht vorgebracht. 

 

Die Beschwerde ist daher ohne Hinzuziehung der ehrenamtlichen Richter als unzulässig zu 

verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 iVm § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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